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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 

1. Abgeordnete 
Ursula 
Schmidt 
(Aachen) 
(SPD) 

Wann trägt die Bundesregierung dem Votum des 
Deutschen Bundestages vom 8. Oktober 1992 im 
Hinblick auf den Versorgungsausgleich bei 
Scheidung von Beamtenehepaaren dahin gehend 
Rechnung, daß innerhalb der Beamtenversor-
gung beispielsweise durch Einführung einer 
Realteilung den betroffenen Ausgleichsberech-
tigten, in der Regel Frauen, zukünftig eine Invali-
ditätssicherung oder vorzeitige Altersrente 
gewährt werden kann, wie es auch in den ande-
ren Versorgungssystemen praktiziert wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

2. Abgeordneter 
Ulrich 
Heinrich 
(F.D.P.) 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor, 
die die Aussagen eines Berichts in der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung" vom 10. Juni 1996 zu 
BSE bestätigen, nach denen britische Bauern 
— trotz des europaweit geltenden Verfütterungs-
verbots von Tiermehl an Wiederkäuer — weiterhin 
Tiermehl an ihre Rinder verfüttern? 

3. Abgeordneter 
Ulrich 
Heinrich 
(F.D.P.) 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich für die 
europaweite bzw. nationale Einführung einer 
generellen Untersuchungspflicht von Futtermit-
teln und Tiermehlen einzusetzen bzw. einzufüh-
ren? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 

4. Abgeordnete 
Karin 
Rehbock-Zureich 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen 
den Abmachungen von 1984 eine neue Flugplan-
konzeption des Flughafens Zürich-Kloten dazu 
führt, daß die Landepiste 16 nur noch sehr einge-
schränkt zur Verfügung steht, folglich Anflüge 
fast ausschließlich über Piste 14, d. h. über deut-
sches Gebiet, erfolgen? 
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5. Abgeordnete 
Karin 
Rehbock-Zureich 
(SPD) 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Folgen der zusätzlichen Lärmbelästigung für die 
Bevölkerung im Kreis Waldshut zu mindern? 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

6. Abgeordneter 
Friedhelm Julius 
Beucher 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, die von Staats-
minister Bernd Schmidbauer in der Fragestunde 
am 12. Juni 1996 gegebene Antwort (Plenarproto-
koll 13/109, S. 9629A), wonach an den Beiset-
zungsfeierlichkeiten von Willy Brandt der dama-
lige griechische Ministerpräsident nicht teilge-
nommen habe, zu überprüfen und ggf. richtigzu-
stellen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

7. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwieweit treffen nach Erkenntnissen der Bun-
desregierung die Berichte der ARD-Tagesschau 
und -Tagesthemen vom 24. Mai 1996 zu, wonach 
das Bundesamt für Verfassungsschutz seit dem 
Frühjahr 1995 seinen mutmaßlichen V-Mann, 
den mit Haftbefehl gesuchten Neonazi Thomas 
Lemke, bei einer Quelle des Amtes versteckte 
— mutmaßlich Lemkes wegen Beteiligung an 
einem Mord verdächtigter Freundin Bianca 
Weidemann (vgl. DER SPIEGEL 20/1996 S. 71, 
90) — und Thomas Lemke erst nach einem Jahr am 
17. März festnehmen ließ, nachdem dieser min-
destens zwei Menschen getötet hatte, und welche 
Angaben kann die Bundesregierung über den 
jeweiligen Zeitpunkt und die Art der seit dem 
Frühjahr 1995 erfolgten Hinweise auf Thomas 
Lemkes Taten und Aufenthaltsort sowie Festnah-
meersuchen geben, welche den zuständigen Poli-
zeidienststellen durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz übermittelt wurden? 
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8. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwieweit treffen nach Erkenntnissen der Bun-
desregierung die Berichte der ARD-Tagesschau 
und -Tagesthemen vom 24. Mai 1996 zu, wonach 
der Generalbundesanwalt bereits im Dezember 
1994 durch das Bundesamt für Verfassungsschutz 
folgenlos um Einleitung eines Ermittlungsverfah-
rens gegen die durch das Hamburger Landesamt 
für Verfassungsschutz umfangreich observierten 
mutmaßlichen Terroristen der Antiimperialisti-
schen Zellen (AIZ) Steinmann und Falk ersucht 
wurde und nach zahlreichen im Jahre 1995 quasi 
unter den Augen des Verfassungsschutzes be-
gangenen Anschlägen erst am 26. Februar 1996 
einen Haftbefehl gegen die zwei Verdächtigen 
ausstellte, und inwieweit trifft es weiterhin zu, 
daß die Bewegungen und Aktivitäten der zwei 
Verdächtigen mindestens seit Anfang Dezember 
1995 durch das Bundeskriminalamt oder Bundes-
amt für Verfassungsschutz auch mit Hilfe moder-
ner Peiltechnik abgebildet und verfolgt werden 
konnten? 

9. Abgeordneter 
Rolf 
Schwanitz 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die (Pro-
jekt-)Förderung der Union der Opferverbände 
der kommunistischen Gewaltherrschaft (UOKG) 
ab Ende 1997 einstellen will, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, ab diesem Zeitpunkt auch die 
(institutionelle) Förderung für die Vereinigung 
der Opfer des Stalinismus (VOS) einzustellen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 

10. Abgeordneter 
Rolf 
Schwanitz 
(SPD) 

Mit Bundesmitteln in welcher Höhe wurden seit 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
Organisationen zur Vertretung der Interessen 
NS-Verfolgter institutionell bzw. projektbezogen 
gefördert, und plant die Bundesregierung, mit 
Ablauf des Jahres 1997 auch die Förderung dieser 
Organisationen einzustellen? 

11. Abgeordnete 
Dr. Christine 
Lucyga 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß beim 
Verkauf der Deutschen Kreditbank AG an die 
Bayerische Landesbank auf Verlangen der Käu-
ferin die kommunalen Altschulden aus dem zum 
Verkauf stehenden Kreditvolumen herausgelöst 
wurden, und wenn ja, mit welcher Begründung 
von seiten der Käuferin? 
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12. Abgeordnete 
Dr. Christine 
Lucyga 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung es für denkbar, daß die 
Bayerische Landesbank die strittigen kommuna-
len Altschulden nicht übernehmen wollte, weil 
rechtliche Grundlagen für diese Forderungen des 
Bundes äußerst zweifelhaft bzw. gar nicht vor-
handen sind? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 

13. Abgeordnete 
Susanne 
Kastner 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Entwurf 
zur Änderung des Kartellgesetzes, und welchen 
Einfluß hätte die Abschaffung geschlossener 
Wasserversorgungsgebiete durch die vorge-
sehene Streichung der Ausnahmeregelung des 
§ 103 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen auf den wasserwirtschaftlichen Ord-
nungsrahmen, der z. Z. grundsätzlich einen flä-
chendeckenden Gewässerschutz und eine quali-
tativ hochwertige und sichere Trinkwasserver-
sorgung für alle gewährleistet? 

14. Abgeordnete 
Susanne 
Kastner 
(SPD) 

Wie soll nach Meinung der Bundesregierung bei 
Unzulässigkeit der Konzessionsverträge zwi-
schen Kommunen und Wasserversorgungsunter-
nehmen und der Demarkationsverträge zwischen 
Wasserversorgungsunternehmen verhindert 
werden, daß deutsche Wasserversorgungsunter-
nehmen wegen der Gewässerschutz- und Was-
sersparmaßnahmen der Verpflichtung zu flä-
chendeckender Versorgung sowie des Wegfalls 
von Großkunden höhere Trinkwassergebühren 
nehmen müssen als z. B. französische Wasser-
unternehmen, die mit chemischen Wasseraufbe-
reitungsfabriken Industriekunden kostengünsti-
ger versorgen können, und wie verträgt sich dies 
mit den Bestrebungen, den Anstieg der Gebüh-
ren für die Verbraucher zu beschränken? 

15. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD)  

Welche Projekte sind in welcher Höhe aus Mitteln 
der Wirtschaft in der Volksrepublik China in den 
vergangenen beiden Jahren gefördert worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

16. Abgeordnete 
Ursula 
Schmidt 
(Aachen) 
(SPD) 

In wie vielen Fällen wird pro Jahr bei der gesetz-
lichen Rentenversicherung ausgleichsberechtig-
ten  geschiedenen Beamten der Anspruch auf 
Invaliditätssicherung oder vorzeitige Altersrente 
versagt, weil diese die hierfür maßgeblichen ver-
sicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht 
erfüllen können, und trifft es zu, daß hiervon 
nahezu ausnahmslos Frauen betroffen sind? 

17. Abgeordneter 
Karl-Josef 
Laumann 
(CDU/CSU) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, die Begutachtungspraxis der Medizini-
schen Dienste der Krankenkassen bundesweit zu 
vereinheitlichen angesichts der Tatsache der 
unterschiedlichen Ergebnisse bei der Feststel-
lung der Pflegestufe III durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen in Westfalen-Lippe 
mit 15,7% der Antragsteller, und im Bezirk Nord-
rhein mit dagegen 33,4%, und wie gedenkt sie, 
vor diesem Hintergrund auf die Ergebnisse in 
Westfalen-Lippe zu reagieren? 

18. Abgeordneter 
Manfred 
Kolbe 
(CDU/CSU) 

Welche haushaltsmäßigen Auswirkungen wird es 
bei einer Umsetzung des Programms für mehr 
Wachstum und Beschäftigung (Drucksache 
13/4610) nach Einschätzung der Bundesregie-
rung haben, daß die geplante Festlegung, bis zum 
Jahre 2000 das Ausgabenvolumen für beschäfti-
gungsfördernde Maßnahmen in den neuen Bun-
desländern schrittweise an das West-Niveau 
anzugleichen, „entsprechend der Arbeitslosen-
entwicklung" erfolgen soll? 

19. Abgeordneter 
Manfred 
Kolbe 
(CDU/CSU) 

Wird die Einschränkung „entsprechend der 
Arbeitslosenentwicklung" bei dieser geplanten 
Festlegung nach Auffassung der Bundesregie-
rung bei Umsetzung des Programms dazu führen, 
daß es nicht zu einem Rückgang beschäftigungs-
fördernder Maßnahmen in den neuen Bundeslän-
dern kommt, wenn die Arbeitslosenzahlen 1997 
im Osten Deutschlands gleich hoch bleiben oder 
ansteigen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 

20. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Wird die Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch den Bundesminister der Verteidigung, 
nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts 
Regensburg in der Streitsache „Waschplatz und 
Tankstelle auf dem Luft-/Bodenschießplatz Sie-
genburg" in die Berufung gehen, und welche 
Kosten sind bisher durch den Rechtsstreit für die 
Bundesrepublik  Deutschland entstanden? 

21. Abgeordneter 
Klaus Dieter 
Reichardt 
(Mannheim) 
(CDU/CSU) 

In welchem Zeitraum wurden im Zuge der deut-
schen IFOR-Beteiligung wie viele Exemplare des 
Minenräumpanzers „Keiler" zum Einsatz 
gebracht? 

22. Abgeordneter 
Klaus Dieter 
Reichardt 
(Mannheim) 
(CDU/CSU) 

Welche Ergebnisse und welche Erfahrungen 
wurden dabei für weitere Einsätze in der Zukunft 
erzielt? 

23. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

Für wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Bundesministeriums der Verteidigung (incl. 
der abkommandierten Soldatinnen und Soldaten 
und der abgeordneten Beamten) werden am 
zweiten Dienstsitz in Berlin entsprechend 
der Raumbedarfsermittlung Arbeitsmöglichkei-
ten vorgehalten werden? 

24. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

Wieviel Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Presse- und Informationsstabes des 
Planungsstabes, des Kabinettreferates, des Mini-
sterbüros, der Adjutantur, des Protokolls, der 
Hauptabteilung Rüstung, des Militärischen 
Nachrichtenwesens, der Büros der Staatssekretä-
re/Staatssekretärinnen und des Generalinspek-
teurs der Bundeswehr werden im Bereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung an den 
zweiten Dienstsitz Berlin verlegt werden? 

25. Abgeordneter 
Manfred 
Such 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung 
nach dem kürzlichen Absturz eines Bundeswehr

-

Hubschraubers in Dortmund geben über Art und 
Zeitpunkt der von ihr bereits unternommenen, 
zugesicherten oder noch geplanten Maßnahmen 
gegenüber den Angehörigen der 13 Todesopfer 
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— wie etwa psychosoziale und materielle Hilfsan-
gebote in eingetretenen Notlagen, Auskehrung 
von Schadensersatz und Schmerzensgeld usw. — 
sowie über den Grad und Grund der Gewißheit, 
mit der die Bundeswehr einen Fehler des Piloten 
öffentlich ausschließt, obwohl der einzige Über-
lebende angibt, der Pilot habe die Maschine kurz 
vor dem Absturz zweimal scharf in die Höhe 
gezogen (vgl. DER SPIEGEL vom 10. Juni 1996), 
und welche Konsequenzen zieht die Bundeswehr 
aus diesem Unglück und vorangegangenen ähn-
lichen Unglücken, insbesondere hinsichtlich 
künftiger Kunstflug-Vorführungen oder Frei-
flügen der Bundeswehr bei Flugschauen oder 
anderen Großveranstaltungen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 

26. Abgeordnete 
Dr. Gisela 
Babel 
(F.D.P.) 

Wie viele Untätigkeitsklagen gegen das Bundes-
institut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
(BfArM) hat es im Zusammenhang mit der Zulas-
sung in der Vergangenheit gegeben? 

27. Abgeordnete 
Dr. Gisela 
Babel 
(F.D.P.) 

Wie viele Untätigkeitsklagen gegen das BfArM 
sind z. Z. anhängig? 

28. Abgeordneter 
Hans 
Büttner 
(Ingolstadt) 
(SPD) 

Wie hoch waren 1990, 1991, 1992, 1993, 1994 und 
1995 die Ausgaben für Gesundheit, aufgeschlüs-
selt nach folgenden Ausgabeträgern öffentliche 
Haushalte, gesetzliche Krankenversicherung, 
Rentenversicherung, gesetzliche Unfallversiche-
rung, private Krankenversicherung, Arbeitgeber 
und private Haushalte in Prozenten? 

29. Abgeordneter 
Hans 
Büttner 
(Ingolstadt) 
(SPD) 

Wie hoch war der Anteil der Gesundheitsaus-

gaben in der Bundesrepublik Deutschland am 
Bruttosozialprodukt im internationalen Vergleich 

in den Jahren 1991, 1992, 1993, 1994 und 1995? 

30. Abgeordnete 
Marion 
Caspers-Merk 
(SPD) 

Seit wann liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse über besorgniserregende Phtaletkonzentra-
tionen in Babynahrung und Blutkonserven vor, 
und welche Konsequenzen wurden aus diesen 
Erkenntnissen gezogen? 
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31. Abgeordnete 
Marion 
Caspers-Merk 
(SPD) 

Trifft es nach Erkenntnissen der Bundesregie-
rung zu, daß die als Weichmacher in PVC ver-
wendeten Phtalsäureester sich in Lebensmitteln 
und Blutkonserven wiederfinden, und wenn ja, 
wann wird die Bundesregierung tätig und ordnet 
eine Substitution von PVC in diesen Bereichen 
an? 

32. Abgeordneter 
Klaus 
Kirschner 
(SPD) 

Wie ist der Stand der Umsetzung der im Gesund-
heitsstrukturgesetz getroffenen Regelungen zur 
Kosten- und Leistungstransparenz in den einzel-
nen Leistungsbereichen? 

33. Abgeordneter 
Klaus 
Kirschner 
(SPD) 

Trifft es nach Erkenntnissen der Bundesregie-
rung zu, daß ein Abrechnungsvolumen in Höhe 
von monatlich rd. 1 Mrd. DM von nahezu 60% 
aller bundesdeutschen Apotheken von den Kran-
kenkassen ungeprüft beglichen werden muß, da 
die zur Prüfung notwendigen Daten nicht, wie ab 
1. Januar 1996 nach den §§ 295 ff. SGB V gesetz-
lich vorgesehen, bereitgestellt werden? 

34. Abgeordneter 
Dr. Martin 
Pfaff 
(SPD) 

Was hat den Bundesminister für Gesundheit ver-
anlaßt, die gesetzlich vorgesehene Vorausschät-
zung nach § 270a SGB V über die im laufenden 
Kalenderjahr je Mitglied zu erwartende durch-
schnittliche Veränderungsrate der zu erwarten-
den beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglie-
der aller Krankenkassen bis zum 15. Februar 
nicht, wie im Gesetz verbindlich vorgesehen, im 
Bundesanzeiger bekanntzugeben? 

35. Abgeordneter 
Dr. Martin 
Pfaff 
(SPD) 

Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
der Grundsatz der Beitragsstabilität von den 
Selbstverwaltungspartnern eingehalten wird, 
wenn es keine verbindliche Vorausschätzung 
der Grundlohnentwicklung entsprechend der 
gesetzlichen Vorgabe des § 270 a SGB V gibt? 

36. Abgeordneter 
Horst 
Schmidbauer 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Ist es zutreffend, daß das Bundesministerium für 
Gesundheit mit Schreiben vom 11. September 
1995 an die Minister und Senatoren für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales die Auffassung vertritt, 
daß die Umsetzung der Transparenzregelungen 
nach §§ 295 ff. SGB V von zentraler Bedeutung für 
die zukünftige Ausgabensteuerung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung ist, da nur 
durch diese Regelungen die Datenbasis geschaf-
fen werden kann, die notwendig ist, um die 
Instrumente zur Ausgabensteuerung, z. B. zur 
flankierenden Steuerung der Arzneimittelbud-
gets, einsetzen zu können? 
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37. Abgeordneter 
Horst 
Schmidbauer 
(Nürnberg) 
(SPD) 

Wie glaubt das Bundesministerium für Gesund-
heit, sollen Krankenkassen und kassenärztliche 
Vereinigungen die zum Arzneimittelbudget not-
wendigen flankierenden Steuerungsinstrumente 
zum Einsatz bringen, wenn hierfür die großen 
Rechenzentren ca. 60% der Daten nicht bereit-
stellen können? 

38. Abgeordneter 
Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 
(SPD) 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß nach 
den erheblichen Verzögerungen in den letzten 
Monaten bei der Umsetzung der im Gesundheits-
strukturgesetz getroffenen Regelungen zur 
Kosten- und Leistungstransparenz eine Umset-
zung nunmehr im Laufe dieses Jahres gewähr-
leistet ist? 

39. Abgeordneter 
Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 
(SPD) 

Wird das Bundesministerium für Gesundheit auf 
die Einhaltung der gesetzlichen Regelung des 
§ 303 Abs. 3 SGB V drängen, wonach bei der 
Nichtanwendung der Transparenzregelungen 
nach §§ 295 ff. SGB V hinsichtlich der Angabe 
und Übermittlung von Abrechnungsdaten vom 
1. Januar 1996 die Krankenkassen Abrechnun-
gen von Apotheken und Apothekenrechenzen-
tren nur begleichen dürfen, wenn die unvollstän-
digen Abrechnungsdaten auf elektronischen 
Datenträgern bereitstehen? 

40. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Wodarg 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung die Verschiebung der 
Einführung des Diagnoseschlüssels ICD 10 durch 
eine Rahmenvereinbarung zwischen den Spit-
zenverbänden der Krankenkassen, der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung und der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft für gesetzeskon-
form, wenn ja, warum, wenn nein, warum nicht? 

41. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Wodarg 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
wonach eine Verschiebung der Einführung des 
Diagnoseschlüssels ICD 10 in rechtlich zulässiger 
Weise nur durch Gesetz erfolgen kann, und wenn 
ja, welche Konsequenzen wird die Bundesregie-
rung ziehen, wenn nein, warum zieht sie keine 
Konsequenzen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

42. Abgeordneter 
Erich G. 
Fritz 
(CDU/CSU) 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Unterneh-
men, die nach der EG-Umwelt-Audit-Verord-
nung validiert wurden und damit wesentliche 
Prüfsachverhalte staatlicher Betriebsüberwa- 
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chung transparent gemacht haben, von Mittei

-

lungs- und Berichtspflichten zu entlasten oder in 
anderen Intervallen zu prüfen als nicht validierte 
Unternehmen (dies könnte z. B. zutreffen für 
Emissionserklärungen gemäß § 27 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes [BImSchG] und 
der Elften Bundes-Immissionsschutzverordnung 
[BImSchV], Mitteilungspflicht gem. §§ 16 und 
52a BImSchG, Anzeigepflicht gem. § 31 des Was-
serhaushaltsgesetzes, Abwasser- und Abfallstati-
stik gemäß Umweltstatistikgesetz, Grundwasser-
abgabe gem. hessischem Grundwasserabgaben-
gesetz, Sonderabfallabgabe gemäß Abfallab-
gabengesetz)? 

43. Abgeordneter 
Erich G. 
Fritz 
(CDU/CSU) 

Sieht die Bundesregierung generell in der 
Anwendung der EG-Umwelt-Audit-Verordnung 
eine Grundlage für die Reduzierung, Deregulie-
rung und Entbürokratisierung im Bereich des 
Umweltrechts und anderer betrieblicher Über-
wachungsvorschriften? 

44. Abgeordneter 
Wolfgang 
Behrendt 
(SPD) 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über mögliche Gesundheits- und Umwelt-
auswirkungen der von Magnetschwebebahnen 
erzeugten elektromagnetischen Felder vor, und 
welche Konsequenzen zieht sie daraus für den 
geplanten Transrapid-Verkehr zwischen Ham-
burg und Berlin? 

45. Abgeordneter 
Wolfgang 
Behrendt 
(SPD) 

Liegt der Bundesregierung ein Angebot des fran-
zösischen Nuklearkonzerns Cogema vor, Atom-
müll aus deutschen Atomkraftwerken für meh-
rere Jahrzehnte zu lagern, und unter welchen 
Bedingungen würde die Bundesregierung auf ein 
solches Angebot eingehen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 

46. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 
(CDU/CSU) 

Was unternimmt die Bundesregierung gegen den 
nicht zuletzt aus einer immer stärker zu beobach-
tenden Technikfeindlichkeit in Schule und 
Gesellschaft resultierenden, dramatischen Rück-
gang der Immatrikulationen an den Technischen 
Universitäten? 
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47. Abgeordneter 
Franz 
Thönnes 
(SPD) 

Mit welchen Maßnahmen untertsützt die Bundes-
regierung in diesem Jahr das von der EU für 1996 
ausgerufene „Europäische Jahr des lebens-
begleitenden Lernens"? 

48. Abgeordneter 
Franz 
Thönnes 
(SPD) 

Welche Veranstaltungen und Modellprojekte 
werden nach dem Kenntnisstand der Bundes-
regierung im Rahmen des „Europäischen Jahres 
des lebensbegleitenden Lernens" in Deutschland 
durchgeführt? 

49. Abgeordneter 
Dieter 
Grasedieck 
(SPD) 

Welche der von der EU für das 1996 ausgerufene 
„Europäische Jahr des lebensbegleitenden Ler-
nens" formulierten Ziele werden bereits in den 
kommenden sechs Monaten in der Bundesrepu-
blik Deutschland verwirklicht? 

50. Abgeordneter 
Dieter 
Grasedieck 
(SPD) 

Mit welchen Veranstaltungen oder durch die För-
derung welcher Modellprojekte leistet die Bun-
desregierung einen eigenständigen Beitrag zum 
„Europäischen Jahr des lebensbegleitenden Ler-
nens"? 

51. Abgeordneter 
Stephan 
Hilsberg 
(SPD) 

Welche Bildungsabschlüsse besitzen die Teil-
nehmer an Veranstaltungen oder Projekten, die 
im Rahmen des „Europäischen Jahres des lebens-
begleitenden Lernens" 1996 in Deutschland 
durchgeführt werden? 

52. Abgeordneter 
Stephan 
Hilsberg 
(SPD) 

Aus welchen Berufen kommen die Teilnehmer an 
Veranstaltungen oder Projekten, die im Rahmen 
des „Europäischen Jahres " in Deutschland 
durchgeführt werden? 

53. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Sind der Bundesregierung Berechnungen des 
US-Energieministeriums bekannt (vgl. Süddeut-
sche Zeitung vom 5. Juni 1996), wonach alle der-
zeit noch verfügbaren deutschen Brennelemente 
nur 75 bis 80 kg hochangereichertes Uran (HEU) 
enthalten und damit die Versorgung des geplan-
ten Forschungsreaktors FRM II nur für zwei Jahre 
gesichert wäre? 

54. Abgeordnete 
Simone 
Probst 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Entspricht es den Tatsachen, daß das Bundes-
ministerium für .Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie den deutschen For-
schungsreaktorbetreibern eine Entscheidung für 
den Abschluß neuer Verträge mit der Wieder-
aufarbeitungsanlage im schottischen Dounreay 
empfohlen hat oder empfehlen wird, und wenn ja, 
welches sind die Gründe für diese Empfehlung 
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des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie, wo doch das 
Bundesministerium nach eigenen Aussagen die 
Option einer Rückführung der abgebrannten 
Brennelemente in die USA mit höchster Priorität 
verfolgt? 

55. Abgeordnete 
Simone 
Probst 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
Bemühungen für die Brennstoffversorgung des 
geplanten Forschungsreaktors FRM II in Doun-
reay, wiederaufgearbeitetes hochangereichertes 
Uran aus deutschen oder ausländischen For-
schungsreaktoren zu benutzen, und mit welchen 
technischen Problemen wäre ein solcher Weg 
behaftet? 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 

56. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 
(CDU/CSU) 

Was unternimmt die Bundesregierung, damit die 
in der Türkei mit türkischen Ehemännern verhei-
rateten deutschen Frauen Erleichterungen in 
bezug auf Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse 
erhalten? 

57. Abgeordneter 
Dr. Helmut 
Lippelt 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Stimmt die Darstellung des DER SPIEGEL (vom 
10. Juni 1996, S. 28f.), daß es zu einem Veto des 
Auswärtigen Amtes „wegen erheblicher Gefähr-
dung der außenpolitischen Interessen" gegen die 
Vergabe einer Unterstützung von 300 000 DM 
durch das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung an die Fried-
rich-Naumann-Stiftung zur Veranstaltung einer 
Weltkonferenz tibetischer Exilgruppen gekom-
men ist aufgrund der Einbestellung des deut-
schen Botschafters in China durch die chinesische 
Regierung und der dabei an ihn gerichteten For-
derung, die deutsche Regierung möge für die 
Absage der Konferenz sorgen, und wie interpre-
tiert in diesem Fall die Bundesregierung das 
„außenpolitische Interesse" Deutschlands vor 
dem Hintergrund der anhaltenden chinesischen 
Unterdrückung des tibetanischen Volkes und der 
Eingriffe in seine kulturelle und religiöse Selbst-
bestimmung? 
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58. Abgeordneter 
Manfred 
Such 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, Aus-
kunft über ihr Abstimmverhalten seit Beginn des 
Jahres 1994 in den EU-Ministerrats-Sitzungen, 
im K 4-Ausschuß sowie im Ausschuß der Ständi-
gen Vertreter zu geben, nachdem sie die Ableh-
nung solcher Auskunft hinsichtlich des davor 
liegenden Zeitraums bislang allein damit be-
gründet hatte (Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
12. Oktober 1994 (Drucksache 12/8569), daß die 
derartige Informationen explizit regelnde Ände-
rung der Geschäftsordnung des Rates, ein ent-
sprechender „Verhaltenskodex", sowie Ausfüh-
rungsbestimmungen hierzu, erst  im Dezember 
1993 beschlossen worden waren, und mit wel-
chem Abstimmungsverhalten seit 1994 in den 
genannten Gremien zu den einzelnen Aktenein-
sichtsanträgen von Bürgern, Medien oder Orga-
nisationen — insbesondere zu den Anträgen der 
Financial Times, des Guardian, der Zeitung Jour-
nalisten sowie des britischen Staatsbürgers 
Bunyan — hat die Bundesregierung jeweils ver-
sucht, ihren häufigen öffentlichen Bekenntnissen 
zu mehr Transparenz und größerer Bürgernähe 
der EU sowie besserem Zugang der Bürger zu 
EU-Dokumenten auch praktisch Rechnung zu 
tragen? 

59. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Wie erklärt die Bundesregierung, die sich von 
Anfang an in besonderer Weise für die Abrüstung 
der ehemaligen Konfliktparteien in Bosnien-
Herzogwina eingesetzt hat, den bedauerlichen 
Umstand, daß der bereits ausgehandelte Abrü-
stungsvertrag nach Annex 1 B des Dayton-Ab-
kommens in letzter Minute an Statutsfragen 
scheitern konnte? 

60. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Welche Rückfallkonzeption bzw. welche politi-
schen Ausweichszenarien halten die Länder der 
Kontaktgruppe für den Fall bereit, daß der 
genannte Abrüstungsvertrag definitiv scheitert, 
um eine unkontrollierte Aufrüstung der Konflikt-
parteien in Bosnien-Herzegowina und eine damit 
verbundene Gefährdung des ganzen Dayton-
Friedensprozesses zu verhindern? 

61. Abgeordneter 
Alfred 
Hartenbach 
(SPD) 

Ist eine Sicherheitsleistung von 200 000 Rupien 
(rd. 9 500 DM) eine Möglichkeit, von der Deut-
schen Botschaft in Pakistan ein Besuchsvisum für 
die Bundesrepublik Deutschland zu bekommen? 
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62. Abgeordneter 
Alfred 
Hartenbach 
(SPD) 

Warum ist es für die Erteilung eines Besucher-
visums für einen pakistanischen Staatsangehöri-
gen nicht ausreichend, wenn ein hier lebender, 
arbeitender und gut verdienender Verwandter an 
Eides Statt erklärt, daß er für alle evtl. entstehen-
den Kosten — einschließlich einer evtl. zwangwei-
sen Zurückführung — aufkommen wird? 

63. Abgeordnete 
Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 
(SPD) 

Unterliegt die Erteilung eines Besuchervisums für 
die Bundesrepublik Deutschland für junge asiati-
sche Staatsangehörige besonderen Anforderun-
gen, falls ja, unter welchen Voraussetzungen 
können sie ein Besuchervisum für die Bundes-
republik Deutschland erhalten? 

64. Abgeordnete 
Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 
(SPD) 

Wie viele Visumsanträge von ausländischen 
Staatsangehörigen zum Besuch bei Verwandten 
in der Bundesrepublik Deutschland sind in den 
vergangenen drei Jahren abgelehnt worden? 

65. Abgeordneter 
Deltev 
von Larcher 
(SPD) 

Müssen philippinische Staatsangehörige, insbe-
sondere Studenten, besondere Voraussetzungen 
erfüllen, um ein Visum zum Besuch ihrer in der 
Bundesrepublik Deutschland" lebenden Ver-
wandten zu erhalten, wenn ja, welche Voraus-
setzungen sind dies? 

66. Abgeordneter 
Deltev 
von Larcher 
(SPD) 

Trifft es zu, daß es keinem asiatischen Staatsbür-
ger möglich ist, für die Bundesrepublik Deutsch-
land ein Besuchsvisum zu erhalten, wenn er oder 
sie in ihrem Heimatland nicht verheiratet ist? 

67. Abgeordneter 
Freimut 
Duve 
(SPD) 

Wen hat die Bundesregierung als Mitglied in den 
Verwaltungsrat des Instituts für Auslandsbezie-
hungen (IfA) entsandt, wer nimmt als Vertreter 
des Auswärtigen Amtes, des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung und des Bun-
desministeriums des Innern an den Sitzungen des 
Vorstandes des IfA teil? 

68. Abgeordneter 
Freimut 
Duve 
(SPD) 

Was muß nach Ansicht der Bundesregierung 
geschehen, um das stark beschädigte Vertrau-
ensverhältnis der Mitarbeiterschaft gegenüber 
der Institutsleitung wieder zu verbessern? 

69. Abgeordnete 
Dr. Elke 
Leonhard 
(SPD) 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit für 
eine Neustrukturierung der Gremien des IfA und 
der Abläufe, und wird sie hier Vorschläge 
machen? 
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70. Abgeordnete 
Dr. Elke 
Leonhard 
(SPD) 

Würde die Bundesregierung die Einberufung 
einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
unterstützen, die zu einem Neuanfang für das IfA 
führen könnte? 

71. Abgeordneter 
Eckart 
Kuhlwein 
(SPD) 

Wann wurden der Bundesregierung erstmals die 
Vorwürfe vieler Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des IfA gegen dessen Generalsekretär Klaus 
Daweke (siehe u. a. Bericht Stuttgarter Zeitung 
vom 23. Februar 1996) bekannt? 

72. Abgeordneter 
Eckart 
Kuhlwein 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung angesichts der Tat-
sache, daß das IfA eine wichtige Mittlerorgania-
tion der auswärtigen Kulturpolitik ist, die Mittel in 
beträchtlichem Umfang aus dem Haushalt des 
Auswärtigen Amtes erhält, seit Anfang 1996 ver-
sucht, Einfluß auf die Entwicklung des Instituts zu 
nehmen, und welche Möglichkeiten sieht sie, die 
volle Arbeitsfähigkeit des Instituts wieder herzu-
stellen? 

73. Abgeordneter 
Siegfried 
Vergin 
(SPD) 

Sind nach Ansicht der Bundesregierung jetzt, 
nachdem die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
WIBERA (s. Antwort auf Frage 13 in Drucksache 
13/4202) ihren Bericht über die Sonderprüfung 
des IfA vorgelegt hat, die dem Auftrag zugrunde-
liegenden Fragen geklärt, oder bleiben Fragen 

offen? 

74. Abgeordneter 
Siegfried 
Vergin 
(SPD) 

Warum ist weder der Rechnungshof Baden-Würt-
temberg noch der Bundesrechnungshof mit der 
Prüfung des IfA beauftragt worden, obwohl in der 
Satzung des IfA dem Rechnungshof Baden-Würt-
temberg und dem Bundesrechnungshof Prü-
fungsrechte eingeräumt werden, und wird beab-
sichtigt, den Rechnungshof Baden-Württemberg 
oder den Bundesrechnungshof jetzt noch zu 
beauftragen? 

75. Abgeordneter 
Peter 
Conradi 
(SPD) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf Vorwürfe 
der Ausstellungsabteilung des IfA, der General-
sekretär habe im Widerspruch zur Geschäftsord-
nung in die Arbeit der Abteilung eingegriffen, 
und wurde dieser Konflikt von den Vertretern der 
Bundesregierung in den jeweiligen Gremien the-

matisiert? 

76. Abgeordneter 
Peter 
Conradi 
(SPD) 

Mit welcher Begründung hat das Auswärtige Amt 
dem Wunsch des Generalsekretärs entsprochen, 
für das Vestibül ein bestimmtes Kunstwerk anzu-
kaufen, zu Lasten der sonst dem Ausstellungs-
dienst für Ankäufe zur Verfügung stehenden 

Mittel? 
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77. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die in 
erster Instanz durch ein indonesisches Gericht 
gegen den Oppositionspolitiker S ri  Bintang ver-
hängte Freiheitsstrafe wegen regierungskriti-
scher Äußerungen in Deutschland, und welchen 
Beitrag will die Bundesrepublik Deutschland zur 
Redefreiheit ausländischer Oppositionspolitiker 
in der Bundesrepublik Deutschland leisten? 

78. Abgeordneter 
Volker 
Beck 
(Köln) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie beurteilt die Bundesregierung ein Papier von 
Beamten des Auswärtigen Amtes, das vorschlägt, 
bei „passender Gelegenheit" — jenseits des 
50. Jahrestages des Kriegsendes — die gegenwär-
tige Einwanderungsregelung für Juden aus der 
GUS in Frage zu stellen, und zu einer öffentlichen 
Diskussion geführt hat (DER SPIEGEL 22/1996, 
AZ 11. Juni 1996), und über welchen Verteiler 
wurde es verbreitet? 

79. Abgeordneter 
Volker 
Beck 
(Köln) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie reagiert die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund dieses Papieres des Auswärtigen Amtes 
auf die Behauptung, die gegenwärtige Einwan-
derungsregelung für Juden aus der GUS führe zu 
einer Belastung der deutschen Rentenversiche

-

rungsträger? 

80. Abgeordneter 
Cem 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hält die Bundesregierung den Autor des Papieres 
des Auswärtigen Amtes zur Revision der Einwan-
derungsregelung für Juden aus der GUS (DER 
SPIEGEL 22/1996, AZ 11. Juni 1996) für weiter 
tragbar, der in seinem Papier gegen die Einwan-
derung von Juden nach Deutschland argumen-
tiert? 

81. Abgeordneter 
Cem 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Bei welcher „passenden Gelegenheit" (DER 
SPIEGEL 22/1996, AZ 11. Juni 1996) wird die 
Bundesregierung die Einwanderungsregelung 
für Juden aus der GUS abschaffen oder beschrän-
ken? 

Bonn, den 14. Juni 1996 






